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Hinweis: Diese Auszüge aus dem Aktiengesetz sind nicht die amtliche Fas-
sung. Diese finden Sie nur im Bundesgesetzblatt. 

 

 

 

Aktiengesetz 

 

 

Erstes Buch 

Aktiengesellschaft 

 

Vierter Teil 

Verfassung der Aktiengesellschaft 

 

Erster Abschnitt 

Vorstand 

 

§ 76 Leitung der Aktiengesellschaft 

(1) Der Vorstand hat unter eigener Verantwortung die Gesellschaft zu leiten. 

(2) Der Vorstand kann aus einer oder mehreren Personen bestehen. Bei Gesell-
schaften mit einem Grundkapital von mehr als drei Millionen Euro hat er aus min-
destens zwei Personen zu bestehen, es sei denn, die Satzung bestimmt, dass er 
aus einer Person besteht. Die Vorschriften über die Bestellung eines Arbeits-
direktors bleiben unberührt. 

(3) Mitglied des Vorstands kann nur eine natürliche, unbeschränkt geschäftsfähige 
Person sein. Mitglied des Vorstands kann nicht sein, wer  

1. als Betreuter bei der Besorgung seiner Vermögensangelegenheiten ganz 
oder teilweise einem Einwilligungsvorbehalt (§ 1903 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs) unterliegt, 

2. aufgrund eines gerichtlichen Urteils oder einer vollziehbaren Entscheidung 
einer Verwaltungsbehörde einen Beruf, einen Berufszweig, ein Gewerbe 
oder einen Gewerbezweig nicht ausüben darf, sofern der Unternehmens-
gegenstand ganz oder teilweise mit dem Gegenstand des Verbots überein-
stimmt, 

3. wegen einer oder mehrerer vorsätzlich begangener Straftaten  

a) des Unterlassens der Stellung des Antrags auf Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens (Insolvenzverschleppung), 

b) nach den §§ 283 bis 283d des Strafgesetzbuchs (Insolvenzstraftaten), 

c) der falschen Angaben nach § 399 dieses Gesetzes oder § 82 des Ge-
setzes betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung, 
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d) der unrichtigen Darstellung nach § 400 dieses Gesetzes, § 331 des Han-
delsgesetzbuchs, § 313 des Umwandlungsgesetzes oder § 17 des Publi-
zitätsgesetzes, 

e) nach den §§ 263 bis 264a oder den §§ 265b bis 266a des Strafgesetz-
buchs zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr  

verurteilt worden ist; dieser Ausschluss gilt für die Dauer von fünf Jahren seit 
der Rechtskraft des Urteils, wobei die Zeit nicht eingerechnet wird, in welcher 
der Täter auf behördliche Anordnung in einer Anstalt verwahrt worden ist. 

Satz 2 Nr. 3 gilt entsprechend bei einer Verurteilung im Ausland wegen einer Tat, 
die mit den in Satz 2 Nr. 3 genannten Taten vergleichbar ist. 

 

 

§ 77 Geschäftsführung 

(1) Besteht der Vorstand aus mehreren Personen, so sind sämtliche Vorstandsmit-
glieder nur gemeinschaftlich zur Geschäftsführung befugt. Die Satzung oder die 
Geschäftsordnung des Vorstands kann Abweichendes bestimmen; es kann 
jedoch nicht bestimmt werden, dass ein oder mehrere Vorstandsmitglieder Mei-
nungsverschiedenheiten im Vorstand gegen die Mehrheit seiner Mitglieder 
entscheiden. 

(2) Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben, wenn nicht die Satzung 
den Erlass der Geschäftsordnung dem Aufsichtsrat übertragen hat oder der Auf-
sichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vorstand erlässt. Die Satzung kann Ein-
zelfragen der Geschäftsordnung bindend regeln. Beschlüsse des Vorstands über 
die Geschäftsordnung müssen einstimmig gefasst werden. 

 

 

§ 91 Organisation. Buchführung 

(1) Der Vorstand hat dafür zu sorgen, daß die erforderlichen Handelsbücher geführt 
werden. 

(2) Der Vorstand hat geeignete Maßnahmen zu treffen, insbesondere ein Überwa-
chungssystem einzurichten, damit den Fortbestand der Gesellschaft 
gefährdende Entwicklungen früh erkannt werden. 

 

 

§ 93 Sorgfaltspflicht und Verantwortlichkeit der Vorstandsmitglieder 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Eine Pflichtver-
letzung liegt nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied bei einer unternehmerischen 
Entscheidung vernünftigerweise annehmen durfte, auf der Grundlage ange-
messener Information zum Wohle der Gesellschaft zu handeln. Über vertrauliche 
Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnisse, die den Vorstandsmitgliedern durch ihre Tätigkeit im Vor-
stand bekanntgeworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. Die Pflicht 
des Satzes 3 gilt nicht gegenüber einer nach § 342b des Handelsgesetzbuchs 
anerkannten Prüfstelle im Rahmen einer von dieser durchgeführten Prüfung. 
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(2) Vorstandsmitglieder, die ihre Pflichten verletzen, sind der Gesellschaft zum 
Ersatz des daraus entstehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Ist 
streitig, ob sie die Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts- 
leiters angewandt haben, so trifft sie die Beweislast. Schließt die Gesellschaft 
eine Versicherung zur Absicherung eines Vorstandsmitglieds gegen Risiken aus 
dessen beruflicher Tätigkeit für die Gesellschaft ab, ist ein Selbstbehalt von 
mindestens 10 Prozent des Schadens bis mindestens zur Höhe des Eineinhalb-
fachen der festen jährlichen Vergütung des Vorstandsmitglieds vorzusehen. 

(3) Die Vorstandsmitglieder sind namentlich zum Ersatz verpflichtet, wenn entgegen 
diesem Gesetz  

1. Einlagen an die Aktionäre zurückgewährt werden, 

2. den Aktionären Zinsen oder Gewinnanteile gezahlt werden, 

3. eigene Aktien der Gesellschaft oder einer anderen Gesellschaft gezeichnet, 
erworben, als Pfand genommen oder eingezogen werden, 

4. Aktien vor der vollen Leistung des Ausgabebetrags ausgegeben werden, 

5. Gesellschaftsvermögen verteilt wird, 

6. Zahlungen entgegen § 92 Abs. 2 geleistet werden, 

7. Vergütungen an Aufsichtsratsmitglieder gewährt werden, 

8. Kredit gewährt wird, 

9. bei der bedingten Kapitalerhöhung außerhalb des festgesetzten Zwecks oder 
vor der vollen Leistung des Gegenwerts Bezugsaktien ausgegeben werden. 

(4) Der Gesellschaft gegenüber tritt die Ersatzpflicht nicht ein, wenn die Handlung 
auf einem gesetzmäßigen Beschluss der Hauptversammlung beruht. Dadurch, 
daß der Aufsichtsrat die Handlung gebilligt hat, wird die Ersatzpflicht nicht aus-
geschlossen. Die Gesellschaft kann erst drei Jahre nach der Entstehung des An-
spruchs und nur dann auf Ersatzansprüche verzichten oder sich über sie verglei-
chen, wenn die Hauptversammlung zustimmt und nicht eine Minderheit, deren 
Anteile zusammen den zehnten Teil des Grundkapitals erreichen, zur Nieder-
schrift Widerspruch erhebt. Die zeitliche Beschränkung gilt nicht, wenn der Er-
satzpflichtige zahlungsunfähig ist und sich zur Abwendung des Insolvenzverfah-
rens mit seinen Gläubigern vergleicht oder wenn die Ersatzpflicht in einem Insol-
venzplan geregelt wird. 

(5) Der Ersatzanspruch der Gesellschaft kann auch von den Gläubigern der Gesell-
schaft geltend gemacht werden, soweit sie von dieser keine Befriedigung erlan-
gen können. Dies gilt jedoch in anderen Fällen als denen des Absatzes 3 nur 
dann, wenn die Vorstandsmitglieder die Sorgfalt eines ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleiters gröblich verletzt haben; Absatz 2 Satz 2 gilt sinnge-
mäß. Den Gläubigern gegenüber wird die Ersatzpflicht weder durch einen Ver-
zicht oder Vergleich der Gesellschaft noch dadurch aufgehoben, dass die Hand-
lung auf einem Beschluss der Hauptversammlung beruht. Ist über das Vermögen 
der Gesellschaft das Insolvenzverfahren eröffnet, so übt während dessen Dauer 
der Insolvenzverwalter oder der Sachwalter das Recht der Gläubiger gegen die 
Vorstandsmitglieder aus. 

(6) Die Ansprüche aus diesen Vorschriften verjähren bei Gesellschaften, die zum 
Zeitpunkt der Pflichtverletzung börsennotiert sind, in zehn Jahren, bei anderen 
Gesellschaften in fünf Jahren. 
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§ 90 Berichte an den Aufsichtsrat 

(1) Der Vorstand hat dem Aufsichtsrat zu berichten über  

1. die beabsichtigte Geschäftspolitik und andere grundsätzliche Fragen der Un-
ternehmensplanung (insbesondere die Finanz-, Investitions- und Personal-
planung), wobei auf Abweichungen der tatsächlichen Entwicklung von früher 
berichteten Zielen unter Angabe von Gründen einzugehen ist; 

2. die Rentabilität der Gesellschaft, insbesondere die Rentabilität des Eigen-
kapitals; 

3. den Gang der Geschäfte, insbesondere den Umsatz, und die Lage der Ge-
sellschaft; 

4. Geschäfte, die für die Rentabilität oder Liquidität der Gesellschaft von erheb-
licher Bedeutung sein können. 

Ist die Gesellschaft Mutterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetz-
buchs), so hat der Bericht auch auf Tochterunternehmen und auf Gemeinschafts-
unternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) einzugehen. Außerdem ist 
dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats aus sonstigen wichtigen Anlässen zu berich-
ten; als wichtiger Anlass ist auch ein dem Vorstand bekanntgewordener ge-
schäftlicher Vorgang bei einem verbundenen Unternehmen anzusehen, der auf 
die Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluss sein kann. 

(2) Die Berichte nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 sind wie folgt zu erstatten:  

1. die Berichte nach Nummer 1 mindestens einmal jährlich, wenn nicht Ände-
rungen der Lage oder neue Fragen eine unverzügliche Berichterstattung 
gebieten; 

2. die Berichte nach Nummer 2 in der Sitzung des Aufsichtsrats, in der über den 
Jahresabschluss verhandelt wird; 

3. die Berichte nach Nummer 3 regelmäßig, mindestens vierteljährlich; 

4. die Berichte nach Nummer 4 möglichst so rechtzeitig, dass der Aufsichtsrat 
vor Vornahme der Geschäfte Gelegenheit hat, zu ihnen Stellung zu nehmen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann vom Vorstand jederzeit einen Bericht verlangen über An-
gelegenheiten der Gesellschaft, über ihre rechtlichen und geschäftlichen Bezie-
hungen zu verbundenen Unternehmen sowie über geschäftliche Vorgänge bei 
diesen Unternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluß 
sein können. Auch ein einzelnes Mitglied kann einen Bericht, jedoch nur an den 
Aufsichtsrat, verlangen. 

(4) Die Berichte haben den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Re-
chenschaft zu entsprechen. Sie sind möglichst rechtzeitig und, mit Ausnahme 
des Berichts nach Absatz 1 Satz 3, in der Regel in Textform zu erstatten. 

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied hat das Recht, von den Berichten Kenntnis zu neh-
men. Soweit die Berichte in Textform erstattet worden sind, sind sie auch jedem 
Aufsichtsratsmitglied auf Verlangen zu übermitteln, soweit der Aufsichtsrat nichts 
anderes beschlossen hat. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats hat die Aufsichts-
ratsmitglieder über die Berichte nach Absatz 1 Satz 2 spätestens in der nächsten 
Aufsichtsratssitzung zu unterrichten. 
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Zweiter Abschnitt 

 

Aufsichtsrat 

 

§ 107 Innere Ordnung des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat nach näherer Bestimmung der Satzung aus seiner Mitte 
einen Vorsitzenden und mindestens einen Stellvertreter zu wählen. Der Vorstand 
hat zum Handelsregister anzumelden, wer gewählt ist. Der Stellvertreter hat nur 
dann die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden, wenn dieser verhindert ist. 

(2) Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die der 
Vorsitzende zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag 
der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesordnung, der wesent-
liche Inhalt der Verhandlungen und die Beschlüsse des Aufsichtsrats anzugeben. 
Ein Verstoß gegen Satz 1 oder Satz 2 macht einen Beschluss nicht unwirksam. 
Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist auf Verlangen eine Abschrift der Sitzungs-
niederschrift auszuhändigen. 

(3) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte einen oder mehrere Ausschüsse bestellen, 
namentlich, um seine Verhandlungen und Beschlüsse vorzubereiten oder die 
Ausführung seiner Beschlüsse zu überwachen. Er kann insbesondere einen Prü-
fungsausschuss bestellen, der sich mit der Überwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses, der Wirksamkeit des internen Kontrollsystems, des Risiko-
managementsystems und des internen Revisionssystems sowie der Abschluss-
prüfung, hier insbesondere der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers und der 
vom Abschlussprüfer zusätzlich erbrachten Leistungen, befasst. Die Aufgaben 
nach Absatz 1 Satz 1, § 59 Abs. 3, § 77 Abs. 2 Satz 1, § 84 Abs. 1 Satz 1 und 3, 
Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1, § 87 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 und 2, § 111 Abs. 3, §§ 
171, 314 Abs. 2 und 3 sowie Beschlüsse, dass bestimmte Arten von Geschäften 
nur mit Zustimmung des Aufsichtsrats vorgenommen werden dürfen, können 
einem Ausschuss nicht an Stelle des Aufsichtsrats zur Beschlussfassung über-
wiesen werden. Dem Aufsichtsrat ist regelmäßig über die Arbeit der Ausschüsse 
zu berichten. 

(4) Richtet der Aufsichtsrat einer Gesellschaft im Sinn des § 264d des Handels-
gesetzbuchs einen Prüfungsausschuss im Sinn des Absatzes 3 Satz 2 ein, so 
muss mindestens ein Mitglied die Voraussetzungen des § 100 Abs. 5 erfüllen. 

 

 

§ 111 Aufgaben und Rechte des Aufsichtsrats 

(1) Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung zu überwachen. 

(2) Der Aufsichtsrat kann die Bücher und Schriften der Gesellschaft sowie die Ver-
mögensgegenstände, namentlich die Gesellschaftskasse und die Bestände an 
Wertpapieren und Waren, einsehen und prüfen. Er kann damit auch einzelne 
Mitglieder oder für bestimmte Aufgaben besondere Sachverständige beauftragen. 
Er erteilt dem Abschlussprüfer den Prüfungsauftrag für den Jahres- und den 
Konzernabschluss gemäß § 290 des Handelsgesetzbuchs. 

(3) Der Aufsichtsrat hat eine Hauptversammlung einzuberufen, wenn das Wohl der 
Gesellschaft es fordert. Für den Beschluss genügt die einfache Mehrheit. 
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(4) Maßnahmen der Geschäftsführung können dem Aufsichtsrat nicht übertragen 
werden. Die Satzung oder der Aufsichtsrat hat jedoch zu bestimmen, dass be-
stimmte Arten von Geschäften nur mit seiner Zustimmung vorgenommen werden 
dürfen. Verweigert der Aufsichtsrat seine Zustimmung, so kann der Vorstand 
verlangen, dass die Hauptversammlung über die Zustimmung beschließt. Der 
Beschluss, durch den die Hauptversammlung zustimmt, bedarf einer Mehrheit, 
die mindestens drei Viertel der abgegebenen Stimmen umfasst. Die Satzung 
kann weder eine andere Mehrheit noch weitere Erfordernisse bestimmen. 

(5) Die Aufsichtsratsmitglieder können ihre Aufgaben nicht durch andere wahrneh-
men lassen. 

 

 

Fünfter Teil 

Rechnungslegung Gewinnverwendung 

 

Erster Abschnitt 

Jahresabschluss und Lagebericht 

 

§ 161 Erklärung zum Corporate Governance Kodex 

(1) Vorstand und Aufsichtsrat der börsennotierten Gesellschaft erklären jährlich, 
dass den vom Bundesministerium der Justiz im amtlichen Teil des elektronischen 
Bundesanzeigers bekannt gemachten Empfehlungen der „Regierungskommis-
sion Deutscher Corporate Governance Kodex“ entsprochen wurde und wird oder 
welche Empfehlungen nicht angewendet wurden oder werden und warum nicht. 
Gleiches gilt für Vorstand und Aufsichtsrat einer Gesellschaft, die ausschließlich 
andere Wertpapiere als Aktien zum Handel an einem organisierten Markt im Sinn 
des § 2 Abs. 5 des Wertpapierhandelsgesetzes ausgegeben hat und deren aus-
gegebene Aktien auf eigene Veranlassung über ein multilaterales Handels-
system im Sinn des § 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 8 des Wertpapierhandelsgesetzes ge-
handelt werden. 

(2) Die Erklärung ist auf der Internetseite der Gesellschaft dauerhaft öffentlich zu-
gänglich zu machen. 

 

 

Zweites Buch  

Kommanditgesellschaft auf Aktien 

 

§ 278 Wesen der Kommanditgesellschaft auf Aktien 

(1) Die Kommanditgesellschaft auf Aktien ist eine Gesellschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, bei der mindestens ein Gesellschafter den Gesell-
schaftsgläubigern unbeschränkt haftet (persönlich haftender Gesellschafter) 
und die übrigen an dem in Aktien zerlegten Grundkapital beteiligt sind, ohne 
persönlich für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu haften (Kommandit-
aktionäre). 
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(2) Das Rechtsverhältnis der persönlich haftenden Gesellschafter untereinander 
und gegenüber der Gesamtheit der Kommanditaktionäre sowie gegenüber 
Dritten, namentlich die Befugnis der persönlich haftenden Gesellschafter zur 
Geschäftsführung und zur Vertretung der Gesellschaft, bestimmt sich nach 
den Vorschriften des Handelsgesetzbuchs über die Kommanditgesellschaft. 

(3) Im Übrigen gelten für die Kommanditgesellschaft auf Aktien, soweit sich aus 
den folgenden Vorschriften oder aus dem Fehlen eines Vorstands nichts 
anderes ergibt, die Vorschriften des Ersten Buchs über die Aktiengesellschaft 
sinngemäß. 

 

 


